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I. Die Grundzüge der bündnerischen
Handänderungssteuer

A. Kommunale Steuer

1. Mit der Handänderungssreuer soll - stark
vereinfacht ausgedrückt - die Anderung
der Verftigungsmacht über ein Grundstück
besteuert werden. Die meisten Kantone
erheben eine Handänderungssteuer. Da
die Steuer auf Bundesebene nicht har-
monisiert ist, richtet sich die Handände-
rungssteuer nach kantonalem Recht. Die
kantonalen Regelungsansätze unterschei-
den sich erheblich, auch in Bezug aufdas
Steuerobjekt.(1)

2. Auch der Kanton Graubünden kennt die
Handänderungssteuer. Das Gesetz über die
Gemeinde- und Kirchensteuern (GKSIG,
BR 720.200) räumt den Gemeinden das

Recht ein, eine Handänderungssteuer zu
erheben. Es handelt sich demnach um eine
abgeleitete Steuerkompetenz der Gemein-
den.(2) Die Gemeinden sind dabei frei, ob
sie eine Handänderungssteuer erheben
wollen oder nicht (sog. fakultative Ge-
meindesteues An.2 Abs. 2 lit. b GKSTG).
Machen sie von diesem Recht Gebrauch,
müssen sie dies nach den abschliessenden
Bestimmungen(3) des GKSTG tun (Art. 7
Abs. 1 GKSTG). Das kantonale Recht lässt
den Gemeinden nur bezüglich des

Steuersatzes eine gewisse gesetzgeberische
Gestaltungsmöglichkeit (fut. 12 Abs. 1

GKSTG).(4)

3. Die Handänderungssteuer ist im Kanton
Graubünden demnach eine kommunale
Steuer, die von der Gemeinde veranlagt
und bezogen werden kann. Die Gemeinden
sind in der Gesetzesanwendung grund-

sätzlich autonom, wobei die Rechtspre-
chung zu den abschliessenden Bestimmun'
gen des GKSTG massgeblich zur Verein-
heidichung der Praxis beiträgt.

B. Virtschaftliche Betrachtungsweise

4. Nach Art. 8 Abs. I GKSTC eilt als steuer-
pflichtige Handänderung l"ede Übertra-
gung der tatsächlichen und wirtschaftli-
chen Verftigungsgewalt über ein Grund-
stück. Die bündnerische Handänderungs-
steuer knüpft damit - anders als die meisten
anderen kantonalen Steuerregelungen, die
typischerweise ganz oder zumindest auch
am Übergang des zivilrechdichen Eigen-
tums anknüpf.n(5) - an eine umfassende
wirtschaftliche Betrachtungsweise an.(6)
Dies bedeutet, dass:

- eine bloss zivilrechtliche Handänderung,
durch welche die wirtschaftliche Ver-
ftigungsmacht über das Grundstück
nicht ändert, keinen Handänderungs-
steuertatbestand darstellu (7)

-eine wirtschaftliche Handänderung
auch dann der Handänderungssteuer
unterliegt, wenn mit der Tlansaktion
keine zivilrechtliche Handänderung
verbunden ist.(8)

5. Aus der wirtschaftlichen Betrachtungswei-
se ergibt sich nicht nur eine Erweiterung
der Steuerpflicht, indem bestimmte wirt-
schaftliche Vorgänge, die zivilrechtlich
keine Handänderung bewirken, trotzdem
steuerlich erfasst werden können; sie be-
wirkt umgekehrt einschränkend, dass be-
stimmte zivilrechtliche Eigentumsüber-
tragungen dann nicht handänderungs-
steuerpflichtig sind, wenn sie sich wirt-
schaftlich nicht als Anderung auswir-
ken.(9)

6. Demnach ist es ftir die Erhebung der Han-
dänderungssteuer nicht massgebend, ob
eine zivilrechtliche Handänderung statt-
gefunden hat. DieAngaben im Grundbuch
sind bei der Beurteilung der Steuerpflicht
deshalb nicht relevant.(l0) Entsprechend
wurde in der Botschaft dazu ausdrücklich
festgehalten: oNur dort, wo der Erwerb
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der wirtschaftlichen Verftigungsmacht an
einem Grundstück im Zentrum des Rechts-
geschäftes steht, soll auch eine Hand:inde-
rungssteuer erhoben werden.n(l1) Ent-
scheidend ist demnach einzig, ob im Er-
gebnis die wirtschaftliche Berechtigung am
Grundstück verändert wurde. lVie dieser
Übergang bewerftstelligt wird - mittels
Rechtsgeschäft oder aufandere \feise -, ist
unerheblich.(12)

7. Von einer Anderung der wirtschaftlichen
Berechtigung ist auszugehen, wenn we-
sentliche Teile der wirtschaftlichen Verfti-
gungsgewalt über ein Grundstück auf
einen Dritten übergehen.(13) Hat die
wirtschaftliche Verfi.igungsgewalt geän-
dert, ist eine Handänderungssteuer ge-
schuldet - entweder vollumftinglich oder
im Umfang der quotenmdssigen Ver-
schiebung.(14)

II. Neuste bundesgerichdiche Rechtspre-
chung

8. In konstanter Rechtsprechung hatte das
Verwaltungsgericht bei der Handände-
rungssteuer diese umfassende wirtschaftli-
che Betrachtungsweise angewandt. Mit
Urteil A 13 55 vom 10. Januar 2017(15)
hatte das Verwaltungsgericht diese umfas-
sende wirtschaftliche Betrachtungsweise
hingegen durchbrochen und zu einer teil-
weisen zivilrechtlichen Betrachtungsweise
gewechselt. Das Urteil führte zu einem
grossrätlichen Auftrag, der antragsgemäss
an die Regierung überwiesen worden war.
Der Auftrag verlangt die gesetzgeberische
Sicherstellung der wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise. ( 1 6)

9. Eine schliesslich jüngst vom Verwaltungs-
gericht beabsichtigte Praxisänderung, wo-
mit die umfassende wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise zugunsten einer zivil-
rechtlichen Betrachtungsweise weiter er-
heblich eingeschränkt worden wdre, be-
zeichnete das Bundesgericht zwischen-
zeitlich als willktirlich und hob den Ent-
scheid auf.(17)

10. Gleichentags entschied das Bundesge-
richt über mrei weitere Fiille zur bündne-
rischen Handänderungssreuer. In allen
drei Urteilen hat das Bundesgericht we-
sentliche und beachtenswerte Ausfüh-
rungen gemacht, die zum einen zu einer
weiteren Klärung der Thagweite der um-
fassenden wirtschaftlichen Betrachtungs-
weise beitragen. Zum andern dürfte diese
Rechtsprechung die rechtsanwendenden
Behörden aber vor grosse Herausforderun-
gen stellen. Diese Bundesgerichtsurteile
werden im Nachfolgenden deshalb einer
näheren Betrachtung unterzogen.

A. Bundesgerichtsurteil 2C:)12019 vom
29.lanut 2020

11. Dem Entscheid lag im \Tesendichen fol-
gender Sachverhalt zugrunde: Zwei
Aktiengesellschaften A. und B. bildeten
zusammen eine einfache Gesellschaft
und hielten so als Gesamteigentümer
verschiedene Grundstücke. Mit Sach-
einlagen bzw. Sachtibernahmevertrag wur-
den sämdiche Aktiven und Passiven der
einfachen Gesellschaft in eine neu gegrün-
dete Aktiengesellschaft X. eingebracht. An
dieser neu gegründeten Aktiengesellschaft
X. war die Aktiengesellschaft A. za 5Uo/o,
die Aktiengesellschaft B. zu 25o/o und eine
dritte Aktiengesellschaft C. zu 25o/o be-
teiligt. Streitig und gerichtlich zu prüfen
war, ob ftir die übertragung der ver-
schiedenen Grundstücke von der einfa-
chen Gesellschaft auf die Aktiengesellschaft
X. eine Handänderungssteuer geschuldet
war.

12. Die Gemeinde bejahte die Steuerpflicht.
Das Verwaltungsgericht schützte die Ver-
anlagung der Handänderungssteuer in
Begründung einer neuen Praxis im Urteil
A 18 24 vom 6. November 2018.(18) Das
Gericht begründete unter anderem den
Grundsatz, dass bei einer zivilrechtlichen
Handänderung grundsätzlich immer eine
Handänderungssreuer geschuldet sei, es sei
denn, es liege ausnahmsweise keine wirr-
schaftliche Handänderung vor (E. 5.2).
Das Bundesgericht beurteilte diesen Ent-
scheid als offensichtlich unhaltbar und
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willkürlich. Es hob den Entscheid auf
und stellte fest, dass in der vorliegenden
Konstellation keine Handänderungssteuer
geschuldet sei.

13. Das Bundesgericht begründete seinen Ent-
scheid damit, dass nach bündnerischem
Recht ftir die Handanderungssteuer eine
umfassende wirtschaftliche Betrachtungs-
weise gelte. Das bündnerische Hand:in-
derungssteuerrecht knüpfe allein an den
Übetg^ng der tatsächlichen oder wirt-
schaftlichen Verfugungsgewalt an. \Vie
dieser Übergang bewerftstelligt werde -
mittels Rechtsgeschäft oder auf andere
'W'eise - sei unerheblich. In diesem Punkt
unterscheide sich die bündnerische Han-
dänderungssteuer von den meisten übri-
gen kantonalen Steuerregelungen, die
typischerweise am Übergang des zivil-
rechtlichen Eigentums anknüpfen würden
(E. 2.4.1 f,). Die bündnerische Handande-
rungssteuer unterscheide sich insbesondere
auch von der solothurnischen Regelung,
die zwar ebenfalls eine wirtschaftliche Be-
trachtungsweise kenne, aber in jedem Fall
ein Rechtsgeschä.ft (zivilrechtliche Han-
d:inderung) voraussetze. Demgegenüber
verlange die bündnerische Handänderung-
steuer onoch nicht einmal ein Rechtsge-
schäft, um ausgelöst zu werden.> Die
bündnerische Handänderungssteuer kön-
ne demnach nicht als Rechtsverkehrs-
bzw. Rechtsübertragungssteuer charakteri-
siert werden. Vielmehr sei die bündneri-
sche Handänderungssteuer eine Wirt-
schafisverkehrssteuer (8. 2.4.4).(19) Es

sei deshalb zweifelhaft, ob die Sichtweise
der Vorinstanz - dass jede zivilrechtliche
Handänderung eine Steuerpflicht auslöse,

es sei denn, es liege ausnahmsweise keine
wirmchaftliche Handänderung vor - mit
dieser Konzeption als \Tirtschaftsverkehrs-
steuer vertretbar sei (E. 3.1).(20)

14. Es sei sodann unhaltbar, wenn die Vor-
instanz annehme, dass mangels Mehr-
heitsverhdltnissen niemand die wirtschaft-
liche Verfügungsgewalt über die Grund-
stücke habe bzw. gehabt habe. Grund-
stücke würd€n stets in der tatsächlichen
oder wirtschaftlichen Verfügungsgewalt

einer oder aber auch mehrerer Personen
liegen (E. 3.1).

15. \Teiter fiihrte das Bundesgericht aus, dass

bei der umfassenden wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise, wie sie das bündnerische
Recht verlange, durch die Immobilienge-
sellschaften als juristische Personen hin-
durchgeschaut werden müsse; die rechtli-
che Selbständigkeit der juristischen Per-
son also ignoriert werden müsse und statt-
dessen allein auf die mit ihr verbundenen
natürlichen Personen zu schauen sei. Die
Übertragung der überwiegenden Aktien-
mehrheit an einer Immobiliengesellschaft
sei der Übertragung des Eigentums am
Grundstück gleichzustellen. Es sei entspre-
chend unhaltbar (und damit willktirlich),
wenn die Vorinstanz ausführe, dass die
rechtliche Selbständigkeit der juristischen
Person im Steuerrecht strikte zu respek-
tieren sei. Auf die juristische Selbständig-
keit sei nur dann abzustellen, wenn das

Steuerrecht (auch) zivilrechtlich an-
kntipfe, was das bündnerische Recht ge-

rade nicht mache (8.3.2-3.3).

16. Zum strittigen Fall stellte das Bundesge-
richt entsprechend fest, dass wenn die Ge-
sellschaft A. von der einen natürlichen
Persön gehalten werde, während die Ge-
sellschaften B. und C. direkt ban'. indirekt
von einer anderen natürlichen Person be-
herrscht würden und alle beteiligten Ge-
sellschaften Immobiliengesellschaften sei-

en, sämtliche involvierten Gesellschaften
in wirtschaftlicher Betrachtungsweise zu
ignorieren seien, mit dem Ergebnis, dass

die Übertragung der Grundstücke auf
die Aktiengesellschaft X. nichts an der tat-
sächlichen oder wirtschaftlichen Verfti-
gungsgewalt geändert hätte. Die tatsächli-
che oder wirtschaftliche Verfügungsgewalt
wäre diesfalls vielmehr nach wie vor ge-
meinsam und ausschliesslich von den bei-
den indirekt beteiligten natürlichen Per-
sonen ausgeübtworden. Selbstwenn die an
der Aktiengesellschaft X. beteiligten Ge-
sellschaft Betriebsgesellschaften darstellen
sollten, die praxisgemdss auch bei wirt-
schaftlicher Betrachtungsweise in der
Regel nicht ignoriert werden dürfen, hätte
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die Übertragung der streitbetroffenen
Grundstücke auf die Aktiengesellschaft
keinen Übergang der tatsächlichen und
wirtschaftlichen Verftigungsmacht zur Fol-

ge gehabt. Diesfalls hätten die beiden Ge-

sellichaften A. und 8., welche die Grund-
stücke zuvor im Gesamteigentum gehalten

hatten, mit der Übertragung der Grund-
stücke auf die Aktiengesellschaft X. ledig-
lich einenViertel derAktien an einen Drit-
ten abgetreten. Mit zusammen 75o/o w.ij'r'
d.n dL beiden Gesellschaft A' und B.

weiterhin die überwiegende Mehrheit
besitzen und damit auch die tatsächliche

Verftigungsmacht behalten (E. 4). Damit
sei vorliegend keine Konstellation denk-
bar, in welcher eine Handänderungssteuer
geschuldet wäre, weshalb auf eine Rtick-
*.isung verzichtet und in der Sache ent-

schieden werde, dass keine Hand?inde-

rungssteuer geschuldet sei (E. 5).

B' Bundesgerichtsurteil 2cj5l2ol9 vom
29.lnuar2O2O

L7. Gleichzeitig entschied das Bundesgericht
tiber folgenden Fall: 2008 wurde die Ak-
tiengesel-lschaft A. mit dem Zweck der Pla-

nung, Entwicklung und Erstellung von
Übeibauungen, dem Kauf und Verkauf
und der Vermietung von Grundstücken
und allen dazugehorigen Dienstleistungen
gegründet. An der Aktiengesellschaft A.
waren vierAktionäre - darunter B. - zu je

25o/o beteiligt. Die Aktiengesellschaft A'
verkaufte in der Folge ein Grundstück an

B. für rund CHF I Mio. Ergänzend ist da-

zu festzuhalten, dass die Aktiengesellschaft
A. den weiteren drei Aktiondren ebenfalls

ein Grundstück fur je rund CHF 1 Mio.
übertragen hatte. Damit wurde das ganze

Vermögin der Aktiengesellschaft auf die

vier Aktionäre aufgeteilt.

18. Streitig und zu prüfen war die Frage, ob ftir
die ÜSertragung des Grundstücks von der

Aktiengesellschaft A. an den Aktionär B.

eine Händ:inderungssteuer ge.schuldet ist.

Die Gemeinde erhob ftir die Übertragung
des Grundstücks eine Handänderungs-
steuer. Das Verwaltungsgericht schützte

die Veranlagung der Handänderungssteuer

im UrteilA 1822vom30. Oktober 2018.
(21) Das Bundesgericht bestätigte diese

Auffassung. Zur Begründung wurde aYsgg-

ftihrt, dasJdie tatsächliche und wirtschaft-
liche
stück
ihren

über das Grund-

Minderheitsbeteiligung (25Vo) an der Ak-
tiengesellschaft A. an den Grundstücken
berechtigt gewesen war, übergegangen sei.

19. Selbst wenn die Rechtspersönlichkeit der
Aktiengesellschaft A. als Immobiliengesell-
schaft in einer wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise ignoriert wird, so änderte dies

nicfits daran, dass der Käufer des Grund-
stücks lediglich 25o/o der Aktien gehaltel
hatte und damit über dieAktiengesellschaft
A. auch nur zu einem Viertel am streitbe-
troffenen Grundstück wirtschaftlich be-

rechtigt gewesen war, die tatsächliche Ver-

ftigungs[ewalt also nur im Verbund mit
dä *nd.r.n Aktionären hame ausüben

können. Erst durch die Übertragung des

Grundstücl's habe sich der Aktionär die
alleinige tatsächliche Verfügungsgewalt ge-

sichert-. Es sei jedenfalls nicht unhaltbar,

von der A. auf
Aktiondr, der nur über eine

die
der

ln
sächliche
Gesellschafters als wirtschaftliche Hand-
änderung gemäss fut. 8 Abs. 1 GKSTG zu

verstehen, wie dies die Vorinstanz getan
habe (E. 7).

20. Der Beschwerdeführer hatte überdies ge-

rügt, dass der Entscheid zu einer Un-

$elchbehandlung von Aktiengesellschaf-
ien und einfachen Gesellschaften fuhre.
Die Aktiengesellschaft A. sei eine nfakti-

sche Bausesellschaftn, die zum Zweck des

Erwerbs ürrd d., Überbauung der Grund-
stücke gegründet worden sei, die schliess-

lich auf die vierAktionäre übertragen wor-
den seien. Es wäre auch möglich gewesen'

dieses Projekt in der Form einer einfachen
Gesellschaft zu realisieren. \Tirtschaftlich
handle es sich bei derVerteilung der Stock-

werkeigentumseinheiten und Miteigen-
tumsanteilen auf die Aktionäre folglich
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um eine Realteilung, weswegen sie steuer-
frei zu bleiben habe.

21. Das Bundesgericht stellte zunächst klar,
dass das bündnerische Recht keine Vor-
schrift zur Übertragung von Grundstücken
aus einer einfachen Gesellschaft auf einen
oder mehrere einzelne Teilhaber enthalte.
Dem Gesetzeswordaut lasse sich insbe-
sondere nicht entnehmen, dass solche
Übertragungen prinzipiell keine Handän-
derungen im Sinnevonfut. 8 GKSTG dar-
stellten. Im Gegenteil deute das Gesetz
eher darauf hin, dass überftihrungen von
Grundstücken aus Gesamt- in Alleineigen-
tum Hand?inderungen im Sinne von
fut. 8 Abs. i GKSTG darstellen können. So
ordne fut. 9 lit. a GKSTG ftir die Erben-
gemeinschaft ausdrücklich an, dass Han-
dänderungen anlässlich der Erbteilung
von der Handänderungssteuer befreit
seien; eine Regelung, die redundant wäre,
wenn die Grundstücksübertragung auf
einzelne Mitglieder einer Gemeinschaft
zur gesamten Hand - wie einer Erbgenge-
meinschaft oder einer einfachen Gesell-
schaft - ohnehin keine steuerpflichtige
Handänderung darstellen würde. Schliess-
lich enthalte das Gesetz auch keine Sonder-
regelungen ftir Baugesellschaften, die Lie-
genschaften mit Stockwerkeigentumsein-
heiten hielten (E. 7.i).

22. Unter der Geltung des GKSTG unterwerfe
das bündnerische Verwaltungsgericht den
Erwerb eines Grundstücks zu Alleineigen-
tum durch eineTeilhaberin einer einfachen
Gesellschaft nur dann mangels wirtschaft-
licher Handänderung nicht der Handän-
derungssteuer, wenn diese Teilhaberin be-
reits innerhalb der einfachen Gesellschaft
einen beherrschenden Einfluss ausgeübt
hatte. Fehle es hieran, gelte der Erwerb als
wirtschaftliche Handänderung gem{ss
Art. 8 Abs. 1 GKSTG und würde die Han-
dänderungssteuer auslösen. Gemdss fut. 8
Abs. 3 GKSTG werde in diesem Fall - und
nur in diesem Fall - die Handänderungs-
steuer proportional um die vorbestehen-
de gesellschaftsinterne Berechtigung der
Gilhaberin am Grundstück gekürzt
(8.7.3).92)

23. Es stelle sich höchstens die Frage, ob nicht
nur bei Handänderungen in Personenge-
sellschaften, sondern auch bei Handande-
rungen zwischen Immobiliengesellschaft en
mit Rechtspersönlichkeit und ihren Gesell-
schaftern die Handänderungssteuer im
Verhiiltnis zur vorbestehenden wirtschaft-
lichen Berechtigung der Gesellschafter re-
duziert werden solle (im vorliegenden Fall
um 25o/o). Für einfache Gesellschaften
werde eine solche Reduktion aus Art. 8
Abs. 3 GKSTG abgeleitet.(23) Diese Be-
stimmung privilegiere nach ihrem klaren
\Tortlaut einzig Personengesellschaften.
Die ungleiche Behandlung von Kapitalge-
sellschaften und Personalgesellschaften sei
folglich im kantonalen Recht angelegt. Es
bestehe vorliegend keine verfassungswidri-
ge Ungleichbehandlung, auch wenn die
Aktiengesellschaft A. wirtschaftlich be-
trachtet vieles mit einer Baugesellschaft in
der Form einer einfachen Gesellsch*ft g.-
mein habe (E.7.6). Das Bundesgericht sah
deshalb keinen Anlass zur Intervention
und wies die Beschwerde auch in diesem
Punkt ab.

C. Bundesgerichtsurteil 2C_4612019 vom
29.Jaauat 2O2O

24. Gleich wie im lJrteil 2C-4512020 ent-
schied das Bundesgericht im Urteil
2C-4612020, ebenfalls vom 29. Januar
2020. Dem Urteil lag folgender Sachver-
halt zugrunde:

25. Die Aktiengesellschaft A. wurde mit dem
Zweck der Planung, Enrwicklung und Er-
stellung von Uberbauungen, dem Kauf
und Verkauf und der Vermietung von Lie-
genschaften (Grundstücken und Immo-
bilien) und der Erbringung weirerer
Dienstleistungen in Zusammenhang mit
Liegenschaften gegründet. Das Aktionariat
bestand aus B. (33o/o), der C. A.G (33o/o)

und der D. SA (34Vo). Die Aktiengesell-
schaft A. verkaufte verschiedene Grundstü-
cke an ihreAktiondre bzw. an deren Gesell-
schaften, nämlich Grundstücke zum Preis
von Fr. 1 ' 193'000.- an die E. AG, Grund-
stücke zum Preis von Fr. 967'000.- an
die D. SA und Grundstücke zum Preis
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von Fr. 1'987'000.- an die F. GmbH. Mit
kommunaler Veranlagungsverfugung wur-
de auf den Verkaußpreis die Handände-
rungssteuer veranlagt. Das Verwaltungsg€-
richt des Kantons Graubünden wies die
dagegen erhobenen Beschwerden ab'

26. Das Bundesgericht hatte zu prüfen, ob le-
diglich eine reduzierte Handänderungr-
steuer im Umfang der Verschiebung der
Anteilsrechte geschuldet sei. Das Bundes-
gericht wies die Beschwerde mit weitge-
hend identischer Begründung wie im Ur-
teil 2C-45 I 20 1 9 vom 29. Januar 2020 ab.

Es kam namendich zum Schluss, dass

durch die zivilrechtlichen Handänderun-
gen die Erwerberinnen die alleinige tat-
sächliche Verftigungsgewalt über die streit-
betroffenen Grundstücke erlangt hätten.
Vor diesem Hintergrund erscheine es nicht
als willkurlich, diese Vorgänge als wirt-
schaftliche Handänderungen im Sinne von
fut. 8 Abs. I GKSTG der Handande-
rungssteu€r zu unterwerfen, wie dies die
Vorinstanz getan habe. Die Erhebung der
Handänderungssteuer bedeutet auch keine
verfassungswidrige Ungleichbehandlung
gegenüber sogenannten Baugesellschaften
in der Form einfacher Gesellschaften, de-

ren Handänderungen lediglich im Umfang
der prozentualen Verschiebung besteuert

würden.

den die Schwierigkeiten einer umfassenden
wirtschaftlichen Betrachtungsweise und
die sich ftir die Steuerbehörden stellenden

Herausforderungen deutlich.

B. Fdlkonstellationen

1. Erwerb von Beteiligungsrechten an einer
Immobiliengesellschaft

28. Der Erwerb der Aktienmehrheit an einer

Immobiliengesellschaft wird als wirtschaft-
liche Handänderungssteuer qualifiziert
und der Handänderungssteuer unterstellt
(fut. B Abs. I lit. b GKSTG); dies, obwohl
sich das Grundstück bei einer solchen

Tlansaktion unverändert im Eigentum der

Immobiliengesellschaft befindet und in-
sofern keine Anderung im Grundbuch er-

folgt. Das ist Ausdruck der umfassenden

wirtschaftlichen Betrachtungsweise' Der
Erwerb einer Minderheitsbeteiligung löst

demgegenüber keine Handänderungs-
steuer aus.(24)

29. Entsprechend ist auch ein Zukauf von Ak-
tien, der zu einer Gesamtbeteiligung von
mehr als 50o/o dq Stimmen an der Immo-
biliengesellschaft ftihrt, handänderungs-
steuerpflichtig. Unter den Tatbestand ftillt
im Sinne der wirtschaftlichen Betrach-

tungsweise auch der Erwerb einer Mehr-
heitsbeteiligung an einer Holdinggesell-
schaft, deren Aktiven aus Mehrheitsbetei-
ligungen an Immobiliengesellschaften be-

stähen.(25) Von solchen Geschäften in der

Praxis Kenntnis zu nehmen und diese als

steuerauslösende Tätbestände zu erkennen,

ist eine grosse Herausforderung.

30. Dabei wird keine quotale Besteuerung,

sondern eine Besteuerung über den ge-

samten Verkehrswert der Immobilien der

Gesellschaft ausgelöst (Schwellentheorie)'
(26) Das soll auch gelten, wenn der Käufer
zusammen mit einer von ihm stimmen-
mässig beherrschten Gesellschaft die

Schwälle von 50o/o der Beteiligungsrechte
überschreitet.(27) Dies wird damit be-

gründet, dass die wirtschaftliche Verfü-
gungsgewalt über die Gesellschafts-

III. Die Handänderungssteuer als tWirt-

schafisverkehrssteuer

A. Auswirkungen der bundesgerichdichen
Rechtsprechung

27. Die zitierten Bundesgerichtsurteile haben
zu einer weiteren Klärung der Tlagweite
der umfassenden wirtschaftlichen Be-

trachtungsweise beigetragen' Zugleich
werden die kommunalen Steuerbehörden

mit dieser Rechtsprechung vor grosse

Herausforderung gestellt. Nachfolgend
werden im Lichte dieser Rechtsprechung
zur wirtschaftlichen Betrachtungsweise -
ohne Anspruch auf Vollständigkeit - typi-
sche und haufige Fallkonstellationen be-

urteilt. Anhand dieser Darstellung wer-
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erundstücke mit Erwerb der Aktienmehr-
H.it 

"n 
der Immobiliengesellschaft entsteht

und für sich eine unteilbare Grösse dar-

stellt.(28)

31. Die Übertragung von Beteiligungen an

einer Betriebsgesellschaft löst hingegen

keine Handänderungssteuer aus; vorbe-

halten die Fälle, in denen die Grund-
stücksübertragung wirtschaftlich im Zent-
rum des Geschäfts steht. Dies ist vom Ge-

setzgeber ausdrücklich so gewollt.(29) Be-

trie6sgesellschaften werden demnach auch

bei einer umfassenden wirtschaftlichen Be-

trachtungsweise in der Regel als selbstän-

dige Rechtssubjekte betrachtet. (30)

33. Nach fut. 8 Abs. 3 GKSTG unterliegt die

Einbringung eines Grundstücks in eine

Personengesellschaft der Handänderungs-
steuer abJr nur insoweit, als die wirtschaft-
liche Berechtigung ändert. Die Handände-
rung löst damit nur im Umfang der quo-

tenmässigen Verschiebung eine Steuer aus'

Diese vom Gesetzgeber bewusst statuierte

Privilegierung von Personengesellschaften

fuhrt iwar gemäss Bundesgericht nicht zu

einer ,tetfassuttg"*idrigen Ungleichbe-
handlung gegenüber Kapitalgesellschaf-

ten,(31) ist aber keineswegs zwingend.

2. Grundstücftstransaktionen im Zusam-
menhang mit Personengesellschaften

a. Einbringen aon Grundstüchen in eine

Personengeselbcltaft

32. Die Einbringung eines Grundstücks in
eine Personengesellschaft löst grundsätz-

lich eine Handänderungssteuer aus, weil

dadurch die Berechtigung am Grundstück
ändert.

nehmen, dass solche Übertragungen prin-
zipiell keine Handänderungen im Sinne

vonArt. 8 GKSTG darstellen' Das Bundes-
gericht ftihrte bezugnehmend auf eine ein-
Fache Gesellschaft vielmehr aus, dass das

Gesetz im Gegensatz eher darauf hindeute,

dass Überftiliru.tg.n von Grundstücken
aus Gesamt- in Alleineigentum Hand-
änderungen im Sinne von Art. 8 Abs. 1

GKSTG äarstellen.(32) Eine solche Sicht-

weise entspricht auch der wirtschaftlichen
Betrachtungsweise' Das- Verwalilngsge-
richt unteistellt die Übertragung von
Grundstücken auf einen oder mehrere ein-

zelne Teilhaber demnach zu Recht regel-

mässig der Handanderungssteuer.

35. Dabei werden diese Fälle in ständiger
Rechtsprechung, trotz fehlender aus-

drticklicher geietzlicher Grundlage und
deshalb analog, nachfut. 8 Abs. 3 GKSTG

beurteilt.(33) Diese Praxis lässt sich indes

mit den Gesetzesmaterialien begrün-

den.(34)

36. Die Umwandlung von Miteigentum bzw.

Gesamteigentum in Alleineigentum löst

demnach infolge der analogen Anwen-
dung von Art. 8 Abs' 3 GKSTG nur mit
Bezüg auf die quotenmässige Verschie-

bung der Vermögensansprüche eine Han-
dänJerungssteuer aus, mithin nur in dem

Ausmass, in dem der Alleineigentümer
nicht bereits vorher am fraglichen Grund-
stück beteiligt war. Es besteht demnach in
dem Umfang eine steuerpflichtige Han-
dänderung, in welchem die Berechtigung
arn et*otbenen Grundstück anwächst

bzw. sein Anteil wertmässig über seine

anwartschaftliche Quote am ungeteilten
Grundstück entspricht.

37. Nicht relevant bei der Beurteilung der

Steuerpflicht oder Steuerhöhe ist, ob der

Überttihm.r im Zeitpunkt des Erwerbs
des Grundstücla durch die Personen-

eesellschaft bereits Gesellschafter war oder

äb d.t Erwerber als Gesellschafter einer

Personengesellschaft bereits ft-ir die Han-
dänderungssteuer in die Pflicht genommen
worden ist.(35)

b. Herausnabrue aon Grundstüchm aus

e in er Per s o nenge s e Ib c h aft

34. Das Gesetz enthält keine Regelung zttt
Übettt"gung von Grundstücken aus einer

Personengesellschaft auf einen oder meh-

rere einzelne Teilhaber. Dem Gesetzes-

wortlaut l:isst sich insbesondere nicht ent-
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c. Ausnahne aon der quotenm.ässigen Be-
steuelung bei bebenscbendem Einfluss

38. Das Verwaltungsgericht hat von dieser
quotenmässigen Besteuerung im Zusam-
menhang mit Personengesellschaften eine
Ausnahme formuliert, und avar analog der
Rechtsprechung zu den juristischen Perso-
nen.

39. Hat der einbringende bzw. übernehmende
Gesellschafter bereits vor der Handande-
rung einen beherrschenden Einfluss in der
einfachen Gesellschaft inne, fallen bei einer
Übertragung eines Grundstücla im Allein-
eigentum eines Gesellschafters auf die ein-
fache Gesellschaft im Gesamteisentum
bzw. umgekehrt bei einer überäagung
eines Grundstücks im Gesamteigentum
einer einfachen Gesellschaft auf einen Ge-
sellschafter überhaupt keine Handände-
rungssteuern an.

40. Dabei fragt sich, ob ein solcher beherr-
schender Einfluss einzig aufgrund der
Mehrheimbeteiligung an der einfachen Ge-
sellschaft (uanwartschaftliche Quoteo oder
nideelle Anteileo) besteht oder ob hierftir
auch die konkreten Stimmrechtsregelun-
gen zu beachten sind. Das Verwaltungsge-
richt hatte sich im Urteil A lt 25 vom
5. Juli 2011 mit dieser Fragestellung zu
besch?iftigen. Im strittigen Fall tibernahm
ein stiller Gesellschafter, welcher an einer
einfachen Gesellschaft zu 65.50/o beteiligt
war, das durch die einfache Gesellschaft im
Gesamteigentum gehaltene Grundstück zu
Alleineigentum. Das Verwaltungsgericht
hielt fest, dass in diesem Fall keine Han-
dänderungssteuer zu erheben sei, da die
wirtschaftliche Verftigungsgewalt nicht
ändere. Das von Gesetzes wegen geltende
Einstimmigkeitsprinzip bzw. eine allftillige
vertraglich abweichende Regelung zum
Stimmrecht fand in der Begründung des
Urteils keine Erwdhnung. Das lässt den
Schluss zu, dass gemäss dieser zitierten
Rechtsprechung ein beherrschender Ein-
fluss auch bei einfachen Gesellschaften
grundsätzlich lediglich anhand der Beteili-
gungsverhiiltnisse beurteilt werden soll. Ob
dies der umfassenden wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise gerecht wird, ist indessen

fraglich. Grundstücke werden infolge ein-
facher Gesellschaft im Gesamteigentum
gehalten. Es gilt von Gesetzes wegen das
Einstimmigkeitsprinzip, welches durch
vertragliche Abreden abgeändert werden
kann. Unbesehen der Beteiligungsverhiilt-
nisse beeinflussen solche Stimmrechtsrege-
lungen die Verftigungsmacht; zumindest in
tatsächlicher Hinsicht. Im Rahmen einer
wirtschaftlichen Betrachtungsweise müsste
dies Berüclaichtigung finden.

4I. Ergänzend sei hierzu mit Blick auf die
neueste bundesgerichtliche Rechtspre-
chung schliesslich bemerkt, dass auch meh-
rere Personen zusammen die Verfügungs-
macht innehaben können. Es ist also in
einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise
nicht erforderlich, dass eine Partei über
eine Mehrheitsbeteiligung verftigt. Sofern
mehrere Personen vor und nach dem
Rechtsgeschäft unverändert zusammen die
wirtschaftliche oder tatsächliche Verfti-
gungsmacht innehaben, ist im Sinne einer
umfassenden wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise keine Hand:inderungssteuer
geschuldet.(36)

3. Gnrndstüclatransaktionen im Zusam-
menhang mit juristischen Personen

a.. Einbringen aon Grundstüchen in eine
juristische Person

42. Sofern der Einbringer über die Stimmen-
mehrheit an der Gesellschaft verftigt, stellr
das Einbringen von Grundstücken in eine
juristische Person keine wirtschaftliche
Handänderung dar und löst damit keine
Handänderungssteuer aus. Entsprechend
ftihrt die Übeitr"gung eines GrÄdstücks
eines Allein- oder Mehrheitsaktiondrs auf
seine Gesellschaft nicht zu einer Handän-
derungssteuer, da der Aktionär durch die
Gesellschaft weiterhin über das eingebrach-
te Grundstück verftigen kann. Gleiches
dürfte auch gelten, wenn eine natürliche
Person ein Grundstück in eine Gesellschaft
einbringt, welche diese über eine andere
Gesellschaft indirekt beherrscht. Es liegt
nach einer umfassenden wirtschaftlichen

88 teRg2t20



Betrachtungsweise keine steuerpflichtige
Handänderung vor.

43. Verftigt der Einbringer nicht über die Stim-
menmehrheit an der Gesellschaft, ftihrt die
Übertragung auf eine juristische Person
hingegen zu einer Anderung der wirtschaft-
lichen Verfugungsmacht, die steuerpflich-
tig ist. Dabei ftillt - infolge der Schwel-
lentheorie - die volle Handänderungs-
steuer an.(37)

44. Zwarhat das Bundesgericht in den Urtei-
len2C-4512019 und 2C_4612019 die be-
rechtigte Frage aufgeworfen, ob nicht nur
bei Handdnderungen in Personengesell-
schaften, sondern auch bei Handänderun-
gen zwischen Immobiliengesellschaften
mit Rechtspersönlichkeit und ihren Gesell-
schaftern die Handänderungssteuer im
Verhiiltnis zur vorbesrehenden wirtschaft-
lichen Berechtigung der Gesellschafter
quotenmässig reduziert werden soll. Die
im kantonalen Gesetz angelegte ungleiche
Behandlung von Kapitalgesellschaften mit
Rechtspersönlichkeit und Personengesell-
schaften ftifue indes nicht zu einer ver-
fassungswidrigen Ungleichbehandlung,
weshalb das Bundesgericht auf weitere
Ausftihrungen verzichtete.(38) Für die
Gleichbehandlung müsste - angesichts
des klaren 'W'ortlauts von Art. B Abs. 3
GKSTG - der Gesetzgeber tätig werden.

45. Auch bei juristischen Personen gih Brin-
gen mehrere Personen zusammen ein
Grundstück in eine juristische Person ein
und verftigen sie nach der Einbringung
untereinander bzw. miteinander über die
gleichen Rechte am Grundstücke wie vor
der Einbringung, bewirkt die zivilrechtli-
che Handänderung keine Anderung der
wirtschaftlichen Verfügungsmacht; es liegt
in diesen F?illen also kein Handänderungi-
steuertatbestand vor. Demnach stellt die
Übertragung eines Grundstücl.s im Ge-
samteigentum von vier Personen auf eine
Gesellschaft, an welcher dieselben vier Per-
sonen gleichmässig beteiligt sind, keinen
Handänderungssteuerratbestand dar.(39)
Ebenso wenig stellt die übertragung von
Grundstücken im Gesamteigentum von

zwei in einer einfachen Gesellschaft zusam-
mengeschlossenen juristischen Personen
auf eine Gesellschaft, an welcher dieselben
beiden juristischen Personen zusarnmen
weiterhin die Beteiligungsmehrheit und
damit die Verftigungsgewalt innehaben,
keinen Handänderungssteuertatbestand
dar.(40)

b. Herausnabrue aon Grundstü.chen aus
einer juristischm Person

46. Gleiches gilt auch umgekehrt. Das Her-
ausnehmen eines Grundstücks durch den
mehrheitsbeteiligten Aktionär erftillt den
Handänderungssteuerrarbestand nicht.
Indes ftihrt die Herausnahme eines
Grundstücks durch einen Minderheitsak-
tionär zur vollen Handänderungssteuer-
pflicht.(41)

4. Grundstückstransaktionen in Konzern-
und Holdingstrukturen

47. DasYerwaltungsgericht sprach sich bei der
Beurteilung der Hand?inderungssteuer-
pflicht in Konzernstrukturen bisher ftir
eine Beschränkung der wirtschaftlichen
Betrachtungsweise aus. Im Lichte der
jüngsten bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung- die gestützt auffut. 8 GKSTG eine
uneingescluänkte und umfassende wirt-
schaftliche Betrachtungsweise propagiert
- dtirfte auf diese Rechtsprechung wohl
zurückzukommen sein.

a. Verhäbnis Mutter- und Tbcbtergesell-
schaft

48. Entsprechend der
lichen

schaftliche Verfügungsmacht nämlich
nicht ändern.
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b. Verbähnis Muner- und Enhelgesell-
nh"ft

49. Bei Grundstückstransaktionen zwischen
Mutter- und Enkelgesellschaften entschied
das Verwaltungsgericht im Urteil A 16 2l
vom 10. Januar 2017, dass die Übertra-
gung eines Grundstücks von der Enkel-
gesellschaft auf die Muttergesellschaft der
Handänderungssteuer unterliege. Zw Be-
gründung ftihrte das Verwaltungsgericht
aus, dass sowohl die GmbH als auch die
AG im schweizerischen Rechtssystem als
juristische Personen mit eigener Rechts-
persönlichkeit auftreten würden - losgelöst
von den Beteiligungsverhdltnissen an
ihnen - und darum stets als selbständige
Steuersubjekte erfasst würden. Diese recht-
liche Selbständigkeit gelte es im Rechtsver-
kehr strikt zu beachten. Die Beurteilung
eines bestimmten Rechtsgeschäfts habe
grundsätzlich allein aus Sicht der direkt
beteiligten Vertragsparteien zu erfolgen.
Handle es sich beidseits um juristische
Personen, sei auf deren äussere Rechts-
form und nicht etwa auf die dahinterste-
henden Aktionäre, Gesellschafter, Genos-
senschafter oder allf?illige Firmenkonglo-
merate, Holding- oder Konzerngesellschaf-
ten abzustellen. Die umfassende wirt-
schaftliche Betrachtungsweise werde folg-
lich durchbrochen und zu einer zivil-
rechtlichen Betrachtungsweise gewechselt,
sobald am fraglichen Rechtsgesch:ift beid-
seits juristische Personen beteiligt seien. In
diesem Fall erfolge die Besteuerung eines
bestimmten Rechtsgeschäfts - wie vor-
stehend dargestellt - allein aus Sicht der
direkt beteiligten Vertragsparteien. Dem-
entsprechend greife die wirtschaftliche Be-
trachtungsweise nur bei Vorliegen einer
direkten Beteiligung am Rechtsgeschäft,
nicht aber bei indirekter Beteiligung, bei-
spielsweise über Holdingstrukturen.(42)

50. Nachdem das Bundesgericht es als willkür-
lich bezeichnet hatte, wenn bei einer um-
fassenden wirtschaftlichen Betrachungs-
weise im Umgang mit Immobiliengesell-
schaften mit der rechtlichen Selbständig-
keit von j uristischen Personen argumentiert
und nicht durch die juristischen Perso-

nen hindurchgeschaut wird,(43) dtirfte auf
diese verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung wohl zurückzukommen sein. Nach
einer umfassenden wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise ist massgebend, wer die
Beteiligungsrechte an einer Gesellschaft
innehat. Das Gesetz enth:ilt keine Grenze
dieser wirtschaftlichen Betrachtungsweise;
auch nicht in Konzern- oder Holding-
strukturen. Die zitierte verwaltungsge-
richtliche Rechtsprechung dtirfte mit der
umfassenden wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise nicht vereinbar sein. Auch in
Konzernstrukturen gilt die vom Gesetzge-
ber ausdrücklich gewünschte umfassende
wirtschaftliche Betrachtungsweise. Soll
diese Regelung - namentlii=h aus Prakti-
kabilitätsgründen(44) eingeschränkt
werden, bedarf es hierzu u.E. einer Ge-
setzesänderung.

c. Verhäbnü bei Schwesterngeselbchaften

51. Das Verwaltungsgericht entschied im Ur-
teil A 13 55 vom 18. Februar 2Ol4(45)
auch über Grundstückstransaktione n rwi-
schen Schwesterngesellschaften. Gemäss
Verwaltungsgericht könne der Umstand,
dass die Erwerberin von einer juristischen
Gesellschaft beherrscht werde, die gleich-
zeitig auch die Veräusserin beherrsche,
nicht berüclsichtigt werden. Die Beurtei-
lung müsse grundsätzlich allein aus der
Sicht der direkt beteiligten Vertragspar-
teien erfolgen. Handle es sich beidseits um
juristische Personen, sei auf deren äus-
serer Rechtsform und nicht etwa auf die
dahinterstehenden Aktionäre, Gesellschaf-
ter, Genossenschafter oder allfälligen Fir-
menkonglomerate, Holding- oder Kon-
zerngesellschaften abzustellen. Die Aktien-
gesellschaften würden im schweizerischen
Rechtssystem als juristische Personen mit
eigener Rechtspersönlichkeit auftreten und
seien deshalb als selbständige Steuersu-
bjekte erfasst. Diese rechtliche Selbstän-
digkeit gelte es strikt zu beachten.(46)

52. Auch auf diese Rechtsprechung müsste
aufgrund der jüngsten bundesgerichtlichen
Rechtsprechung, wonach ftir eine solche
beschränkte Betrachtungsweise bei der
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vom Gesetz geforderten umfassenden wirt-
schaftlichen Betrachrungsweise kein Raum
verbleibt, zurückzukommen sein. Eine
umfassende wirtschaftliche Betrachtungs-

weise gebietet es gerade, im Einzelfall
durch die juristischen Personen hindurch
auf die Gesellschafter zu schauen.(47)

IV. Herausforderungen ftir denVollzug und
Ausblick

53. Der Steuertatbestand ftir die Handande-
rungssteuer nach bündnerischem Recht
knüpft nicht an eine zivilrechtliche Han-
dänderung an. Massgebend fur die Steuer-

pflicht ist einzig und allein eine Verände-

iung der tatsächlichen oder wirtschaftli-
chen Verftigungsmacht. Bereits eine Ver-
änderung der Beteiligungsrechte an einer
Gesellschaft, die direkt oder indirekt
Grundstücke hdlt, kann eine Handände-
rungssteuer auslösen.

54. Die Konzeption der bündnerischen Han-
dänderungssteuer als \Tirtschaftsverkehrs-
steuer mit einer umfassenden wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise ist in dieser Form
einzigartig im interkantonalen Vergleich.

Sie wurde bewusst gewählt. Sie stellt die
Vollzugsbehörden aber vor grosse, und mit
zunehmender grenzüberschreitender Ver-
netzung von Gesellschaftsstrukturen, im-
mer grösser werdende Herausforderungen.
Die steuerauslösenden Rechtsgeschäfte im
interkommunalen, interkantonalen und
internationalen Verhdltnis festzustellen, ist
eine höchst anspruchsvolle Aufgabe. Ver-
änderungen der Beteiligungsverhdltnisse
an Gesellschaften, die nur indirekt das

Grundstück beherrschen, dtirften nur un-
ter enormem Aufwand eruierbar sein. Ent-
sprechend ftihrte die Regierung des Kan-
tons Graubünden hierzu denn auch aus,

dass eine umfassende wirtschaftliche Be-

trachtungsweise innerhalb des Konzerns
bei komplexen interkantonalen oder gar

internationalen Strukturen nicht prakti-
kabel sei und die Gemeinden zu einem
unverhältnismässigen Verwaltungsauf-
wand gezwungen wären.

55. Erfolgt eine Grundstücftstransaktion,
komÄt es zu einer And.ru.tg im Grund-
buch. In diesen Fällen erhält die Gemeinde
elne
ohne
seu von der

Erfolgt eine Handänderung
verlangt das Ge-

Person zwar

ausdrücklich eine Mitteilung innert 30 Tä-

gen (Art. 13 GKSTG). Eine Unterlassung
äieser Meldepflicht kann eine strafbare

Steuerhinterziehung darstellen und nebst

der Handanderungssteuer eine Busse aus-

losen (Art. 1Abs.2 GKSTG i.Y.m.Art.l74
StG). Dass solche Anzeigen dennoch in
vielen Fällen unterbleiben, dürfte auch da-

ran liegen, dass die handänderungss,teuer-
rechtliche Relevanz eines Geschäfts ftir die

Beteiligten haufig selbst nicht sofort er-

kennbar sein dürfte, namentlich wenn es

um Verschiebungen von Beteiligungsrech-
ten in komplexen Holding- und Konzern-
strukturen geht und keine eigentlichen
Grundstücksgeschäfte im Zentrum ste-

hen.

56. Trotz dieser Schwierigkeiten lässt sich dem
Gesetz in der geltenden Fassung nicht ent-
nehmen, dass der umfassenden wirtschaft-
lichen Betrachtungsweise Grenzen gesetzt

wdren. Das Legalitätsprinzip verbietet es

u.E., eine solche Grenze ohne ausdrückli-
che gesetzliche Grundlage zu ziehen; eine

solche Praxis könnte im Einzelfall zu einer
Steuer ohne ausreichende gesetzliche

Grundlage fuhren. Auf die verwaltungsge-
richtlichä Rechtsprechung, wonach der

wirtschaftlichen Betrachtungsweise in
Konzernstrukturen Grenzen gesetzt wür-
den, dürfte mit Blick auf die jüngste bun-
desgerichtliche Rechtsprechung zurück-
zukommen sein. Soll diese wirtschaftliche
Betrachtungsweise zugunsten einer zivil-
rechtlichen Handänderung - etwa aus

Praktikabilitätsgründen - eingeschränkt
werden, bedarf es hierzu einer Gesetzesän-

derung. Eine solche könnte im Zuge der

Umseüung des überwiesenen grossrätli-
chen Auftrags Kunz erfolgen'

Anmerkungen

(1) Für einen umfassenden Überblick vgl.

Schweizerische Steuerkonferenz SSK
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(Hrsg.), Handänderungssteue! Bern
2018.

(2) Hartrnann Urs/Hess Tbni, Das neue Ge-
meinde- und Kirchensteuergesetz - Eine
Einftihrung, ZGRG 2006, S. tZ5 ff.,
126. Zitr. t.

(3) Harunann/Hess, S. 128, Zitr.6.
(4) Vor Inkrafttreten des GKSTG per

1.1.2007 waren die Gemeinden in der
Ausgestaltung der Handänderungssteu-
er frei. Die Vielfalt der Regelungsansätze
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Praxis, Problemen beim Vollzug und
Rechtsunsicherheit, weshalb der Kanton
auf eine grossrätliche Motion hin im
GKSTG die Grundzüge der Handande-
rungssteuer verbindlich regelte; am
Charakter einer kommunalen Steuer än-
derte dies freilich nichts; vgl. dazu Bot-
schaft der Regierung an den Grossen Rat
zum Erlass eines kantonalen Gesetzes
über die Gemeinde- und Kirchen-
steue! Heft Nr. 312006-2007, S. 181
ff, S. 215 (nachfolgend: Botschaft zum
GKSTG).

(5) Vgl. BGer 2C_912019 vom 29. Januar
2020, E. 2.4.1,8.2.4.2; sowie die über-
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201B. Vgl. dazu auch die regierungsrät-
liche Antwort zum Auftrag l(unz vom
31. August 2018 (Grossratsprotokoll vom
31. August 2018, S. I70 f.), wonach der
kantonale Gesetzgeber.mit dieser umfas-
senden wirtschaftlichen Betrachtungswei-
se bewusst weiter gegangen sei, als andere
kantonale Gesetzgeber.

(6) Botschaft zum GKSIG, S. 216.
(7) Hartmarun/Hess, S. 129, Zitr. 6.2 mit

Hinweisen auf die frühere verwaltungs-
gerichtliche Rechtsprechung; Botschaft
zum GKSIG,5.216.

(8) Hartmarun/Hess, S. 129, Ziff. 6.2 mit
weiteren Hinweisen. "

(9) Vgl. statt vieler VGer A 08 23 vom
4. November 2008, E. 1 (PVG 2008
18).

(10) Vgl. VGer A 13 55 vom 18. Februar
2014,E.3 (PVG 201416), in welchem
ein Rechtsüberrag auf eine einfache Ge-
sellschaft im Grundbuch noch nicht
nachvollzogen worden wa! was aber

ohne Folgen blieb, weil statrdessen auf
die tatsächlichen Verftigungsverhdltnisse
abgestellt worden war.

(11) Botschaft zum GKSIG,S. 217
(12) Vgl. BGer 2C_912019 vom29. Januar

2020, E. 2.4.4, nachfolgend Ab-
schnitt II / A.

(13) Hartmann/Hess, S. 129, Ziff. 6.2; Bot-
schaft zum GKSIG, S. 216.

(14) Vgl. dazu nachstehend Abschnitt III / B
4az_J.

(15) PVG2ot4t6.
(16) Auftrag l{unz, iberwiesen an die Regie-

rung am 3 I . August 201 8 (Grossratspro-
tokoll vom 31. August 2018, S. 171).

(I7) Vgl. VGer A 18 24 vom 6. November
2018 (PVG 2018 20), aufgehoben vom
Bundesgericht im Urteil BGer
2C_912019 vom 29. Januar 2020.

(18) PVG 2018 20.
(19) Bisherwurde die btindnerische Handän-

derungssteuer vom Verwaltungsgericht,
in der Literatur und in den Materialen
stets als Rechtsverkehrssteuer bezeich-
net. Handänderungssteuern, die an den
zivilrechdichen übergang von Grund-
stücken anknüpfen, gelten als Rechts-
verkehrssteuern. Ob auch die bündneri-
sche Hand:inderungssteuer mit ihrer
umfassenden wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise als Rechtsverkehrssteuer zu
qualifizieren ist, wurde in diesem Bun-
desgerichtsurteil - soweit ersichtlich -
zum ersten Mal eingehend geprüft.

(20) Das Verwaltungsgericht hatte in den
drei Entscheiden A 18 34 vom 6. No-
vember 2018 (PVG 2018 19), A 18 24
vom 6. November 2018 (PVG 201820)
und A 18 22 vom 30. Oktober 2018
(PVG 2018 2l) in Präzisierung seiner
Praxis den neuen Leitsatz formuliert,
dass wenn eine zivilrechtliche Handän-
derung vorliege, grundsätzlich eine
Handänderungssteuer geschuldet sei, es

sei denn, es liege keine ausnahmsweise
wirtschaftliche Handänderung vor.

(21) PVG 2018 21.
(22) Mit Verweis auf VGer A 13 55 vom

18. Februar 2014,8.3 (PVG 201416);
VGer A 71 25 vom 5. Juli 2011, E. 3b.

(23) Vgl. dazu VGer A 13 55 vom 18. Feb-
ruar 2014, E. 3 (PVG 201416).
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(24) Vgl. dazu statt vieler auch VGer A 11 9
vom 28. Juni 2011,8.3a e conrrario.

(25) Hartman/Hess, S. 130, Zitr.6.3.2.
(26) Hartrnann/Hess, S. 130, Zrff. 6.3.2; aon

Rechenberg Andrea, Handkommentar
zum Bündner Gemeinde- und Kirchen-
steuergesetz, Chur 2009, fut. 8 N. 12;
vgl. auch YGer A99 37.

(27) uon Rechercberg, Art.8 N. i3; vgl. dazu
auch BGer 2C-9l2Ol9 vom29. Januar
2020, wonach bei der umfassenden wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise durch
die juristische Personen hindurch aufdie
Identität der Anteilsinhaber zu blicken
ist.

(28) Hartmann/Hess, S. 130, Zitr.6.3.2.
(29) Botschaft zum GKSIG,5.217; Hart-

mann/Hess, S. 130, Ziff. 6.3.2; uon Re-
chenberg,Art. 8 N. 14 f.; vgl. auch VGer
A 06 18 vom 26. Januar 2007 (PVG
2007 t8).

(aO) Vgl. BGer 2C-912019 vom29. Januar
2020,8.4.2

(at) Vgl. BGer 2C_4512019 vom2g.Januar
2020, E. 7.6; BGer 2C_4612019 vom
29 . Januar 2020, E. 7 .5 .

(ZZ1 BGer 2C_4512019 vom 29. Januar
2020, 8.7.1; BGer 2C_4612019 vom
29. Januar 2020.

(33) VGerA 13 55 vom 18. Februar 2Ol4,E.
3 (PVG 2or4 16).

(l+1 Vgl. Botschaft zum GKSIG, S. 218; vgl.
auch Hartmann/Hess, S. 132, Zitr. 6.7.

(35) VGer A 13 55 vom 18. Februar 2014
(PVG 2014 16).

Qe\ Vgl. BGer 2C_912019 vom29. Januar
2020,8.3.t.

(37) uon Rechenberg, Alt.8 N. 19; Botschaft
zum GKSIG,S. 276;VGerA 13 55 vom
18. Februar 2014, E. 2c (PYG 2014
16).

(3S1 BGer 2C-4512019 vom 29. Januar
2020, 8.7.6; BGer 2C_4612019 vom
29. Januar 2020, E.7.5.

(39) VGerA 1444vom 16. Juni 2015 (PVG
2015 n).

(40) BGer 2C-912019 vom 29. Januar
2020.

(4t) BGer 2C_45 I 2019 vom2g.Januar 2020
und 2C-4612019 vom 29. Januar
2020.

(42) VGerA 162lvom 10.Januar 2017,8.
3c f. (PVG 2017 I2).

(43) BGer 2C-912019 vom 29. Januar 2020,
E.3.2 f.

(44) Vgl. dazu die regierungsrätlicheAnrwort
zum Auftrag l{unz vom 27. Juni 2018
(Grossratsprotokoll vom 31. August
2018, S. 170 f.), wonach eine umfassen-
de wirtschaftliche Betrachtungsweise
innerhalb des Konzerns sachlich richtig
sein könne. Zudem sei eine solche Re-
gelung bei komplexen interkantonalen
oder gar internationalen Strukturen
nicht praktikabel, da die Gemeinden
nach Auffassung der Regierung dann zu
einem unverhdltnismässigen Verwal-
tungsaufivand gezwungen wären.

(45) PVG 2ot4 t6.
(46) VGer A 13 55,8.4b (PVG 201416).
(47) BGer 2C-912019 vom2g.Januar 2020,

8.3.3.3.
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